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Fraktionsanträge 

a) Antrag der Fraktion Bündnis 90 - Die Grünen vom 03.06.2013 

   "PCB in städtischen Gebäuden" 

  

Finanzielle Auswirkungen  
  

Kosten  
  

Produkt  
  

Haushaltsjahr  
  

Folgekosten  
  

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung  ja  nein 
  

Deckungsvorschlag  
  

UMWELTBELANGE werden besonders berührt im Bereich: 
 

  Abfall  Wasserhaushalt  Klima 
       

  Boden  Natur- und Artenschutz  Emissionen / Immissionen 
 

 

    

BESCHLUSSVORSCHLAG 
 
Nach dem Ergebnis der Beratung. 
 
 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
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Bündnis 90 – Die Grünen    
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Verwaltungserläuterung: 
 

Die Fraktion Bündnis 90 – Die Grünen hat den als Anlage beigefügten Antrag zur Prüfung 

der PCB-Belastung in städtischen Gebäuden gestellt. 

 

Mitte der 1990er-Jahre gelangte die Problematik von PCB-Belastungen in Gebäuden an die 

Öffentlichkeit. Bei PCB (Polychlorierte Biphenyle) handelt es sich um eine gesundheitsge-

fährdende Chemikalie, die vor allem als Weichmacher in Fugenmaterialien zum Einsatz kam 

und durch Ausgasung in die Raumluft über die Atmung in den menschlichen Körper gelan-

gen kann. Etwa zum gleichen Zeitraum wurden auch die Gesundheitsgefahren durch Holz-

schutzmittel (PCP = Pentachlorphenol und γ-Hexachlorcyclohexan = Markenname Lindan) 

bekannt. 

 

Die eventuellen Schadstoffbelastungen in städtischen Gebäuden wurden seinerzeit in den 

Ratsgremien der Stadt Mettmann thematisiert, dies führte dazu, dass im Jahr 1998 sämtliche 

städtische Liegenschaften auf mögliche Schadstoffbelastungen durch PCB, PCP und Lindan 

untersucht wurden. Die Ergebnisse der Untersuchungen sind in einer Ausschussvorlage des 

Bauausschusses vom 17.02.1999 (Drucksachennummer 92/98BA2, 2. Nachtrag), die als 

Anlage beigefügt ist, zusammengefasst. 

 

Da seinerzeit alle städtischen Liegenschaften auf die vorerwähnten Schadstoffe untersucht 

und nachfolgend die notwendigen Sanierungsmaßnahmen durchgeführt wurden, sieht die 

Verwaltung nicht das Erfordernis, die im Antrag der Fraktion Bündnis 90 – Die Grünen gefor-

derten Messungen vorzunehmen. 

 

 

 

 

 

 


